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Begründung 

zur Ausführungsbestimmung des MF und MW auf Grundlage von § 8 Abs. 4 Nr. 17 
Unterschwellenvergabeordnung zur Verhandlungsvergabe mit oder ohne 

Teilnahmewettbewerb vom 17. März 2022 

 

Die gewaltsamen Auseinandersetzungen in der Ukraine führen derzeit zu erheblichen 
Unsicherheiten, die sich auch auf Niedersachsen auswirken. Welchen Ausgang der Konflikt 
nehmen wird, ist derzeit nicht absehbar. Die bereits eingetretenen Entwicklungen lassen 
jedoch vermuten, dass die nächsten Monate auch für die öffentlichen Auftraggeber in 
Niedersachsen sehr herausfordernd sein werden.  

So hat sich seit Beginn der Kampfhandlungen im Februar 2022 ein Flüchtlingsstrom in Gang 
gesetzt. Zwar geht das Bundesamt für Migration und Flüchtlinge „aufgrund der 
überwältigenden Aufnahmebereitschaft der unmittelbar an die Ukraine angrenzenden Staaten 
derzeit davon aus, dass der größte der Teil der Kriegsflüchtlinge in diesen Staaten verbleiben 
wird.“ (Aussage eines Sprechers des BAMF gegenüber dem RedaktionsNetzwerk 
Deutschland (RND), Artikel vom 1. März 2022). Die Lage ist aktuell allerdings sehr dynamisch. 
So ist die Zahl der in Deutschland eingetroffenen Geflüchteten in den letzten Tagen stark 
angestiegen. Die EU-Innenminister haben die sogenannte „Massenzustrom“-Richtlinie 
aktiviert. Es ist nicht auszuschließen, dass sehr zeitnah eine große Anzahl Schutzsuchender 
in Niedersachsen ankommt und versorgt werden muss. Damit eine gute Versorgung gelingt, 
werden die öffentlichen Auftraggeber, insbesondere die Kommunen, eine Vielzahl an Liefer- 
und Dienstleistungen beschaffen müssen. Dies können zum Beispiel Aufträge über 
Gesundheits- und Sozialdienstleistungen oder auch liegenschaftsbezogene Dienstleistungen 
wie Sicherheitsdienste, Wäschereidienste, Verpflegungsleistungen, Pflege der 
Außenanlagen/Winterdienste und Hausmeisterdienste sein. Im Bereich der Lieferleistungen 
müssten voraussichtlich Einrichtungsgegenstände für die Unterbringungsobjekte wie Mobiliar 
oder aber auch Wohncontainer nachgefragt werden. 

Neben der Aufnahme Schutzsuchender gibt es weitere Herausforderungen. So erkennt das 
Bundesamt für Sicherheit in der Informationstechnik (BSI) gemäß einer Pressemitteilung vom 
4. März 2022 derzeit eine abstrakt erhöhte Bedrohungslage für Deutschland und hat seine 
Zielgruppen zu einer erhöhten Wachsamkeit und Reaktionsbereitschaft aufgerufen. Aktuell sei 
keine akute unmittelbare Gefährdung der Informationssicherheit in Deutschland im 
Zusammenhang mit der Situation in der Ukraine ersichtlich. Diese Situation könne sich nach 
Einschätzung des BSI jedoch jederzeit ändern. Daher müssen die öffentlichen Auftraggeber 
ggf. sehr kurzfristig auch Maßnahmen im Rahmen des Katastrophenschutzes, der 
Gefahrenabwehr oder zur Verbesserung der IT- und Cyber-Sicherheit ergreifen. Dies kann 
neben der Beschaffung von Hard- und Software zur Verbesserung der IT- und Cyber-
Sicherheit auch den Einkauf von Dienstleistungen und weitere Maßnahmen wie zum Beispiel 
die Sicherung der Stromversorgung unter anderem für den Betrieb der IT oder kritischer 
Infrastruktur durch die Beschaffung von Notstromaggregaten erforderlich machen. Aufgrund 
der vorangeschrittenen Digitalisierung kommt solchen Maßnahmen eine erhebliche 
Bedeutung zur Sicherstellung der Aufgabenerfüllung durch die öffentlichen Auftraggeber zu. 
Die Sicherstellung der Energieversorgung steht derzeit ebenfalls in einem besonderen Fokus 
und wird umfänglich diskutiert, auch wenn die konkreten Auswirkungen des Krieges zurzeit 
noch nicht vorhersehbar sind. Die niedersächsischen Sektorenauftraggeber nehmen jedoch 
unbestritten wichtige Aufgaben bei der Versorgung der Bevölkerung wahr und könnten bei der 
Ausübung ihrer Sektorentätigkeiten vor besonderen Herausforderungen stehen.  

In Anbetracht dieser außergewöhnlichen Umstände eines Angriffskriegs in Europa und den 
damit verbundenen besonderen Aufgaben, Leiden und Gefahren soll als unterstützende 
Maßnahme der Aufwand für die Vergabe von Aufträgen im Zusammenhang mit  

1. der Aufnahme, Unterbringung, Gewährleistung der Sicherheit, Beratung, 
Versorgung und Betreuung von Schutzsuchenden, 
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2. dem Katastrophenschutz, dem Zivilschutz oder der Gefahrenabwehr (soweit nicht 
ohnehin von der Anwendung der vergaberechtlichen Vorschriften ausgenommen),  

3. der Verbesserung der IT- und Cyber-Sicherheit sowie 
4. der Ausübung einer Sektorentätigkeit (§ 102 GWB) 

reduziert und diese Vergabeverfahren beschleunigt werden. Daher darf bei diesen 
Leistungsgegenständen bis zum Erreichen der EU-Schwellenwerte vom Grundsatz der 
öffentlichen Ausschreibung bzw. der Beschränkten Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb 
abgewichen und vereinfacht auf die Verhandlungsvergabe mit oder ohne 
Teilnahmewettbewerb zurückgegriffen werden. 

Ab Erreichen der EU-Schwellenwerte gemäß § 106 Abs. 2 Nrn. 1 bis 3 des Gesetzes gegen 
Wettbewerbsbeschränkungen (GWB) greifen die Regelungen des GWB und der dazu 
erlassenden Verordnungen. Hier können seitens des Landes Niedersachsen keine weiteren 
Erleichterungen geregelt werden. Bis zu den EU-Schwellenwerten nutzt das Land 
Niedersachsen aufgrund der aktuellen Krisensituation jedoch die bestehenden Spielräume der 
Unterschwellenvergabeordnung (UVgO) umfänglich aus.  

Die Verhandlungsvergabe mit oder ohne Teilnahmewettbewerb ist insbesondere in § 12 UVgO 
beschrieben. Die in der Unterschwellenvergabeordnung für dieses Verfahren getroffenen 
Regelungen (wie zum Beispiel, dass grundsätzlich mindestens drei Unternehmen zur Abgabe 
eines Angebots oder zur Teilnahme an Verhandlungen aufzufordern sind - § 12 Abs. 2 Satz 1 
UVgO) gelten weiterhin. Unterhalb des jeweiligen EU-Schwellenwertes sind somit auch 
Verhandlungen zwischen dem öffentlichen Auftraggeber und den Unternehmen möglich, so 
dass bis zum Abschluss des Vergabeverfahrens die dann jeweils aktuelle Lage 
Berücksichtigung finden kann. Nach Zuschlagserteilung kann eine Auftragsänderung im 
Rahmen von § 47 UVgO erfolgen.  

Durch die Fokussierung der Vergabeverfahren auf wenige geeignete Anbieter anstelle einer 
öffentlichen Ausschreibung oder Beschränkten Ausschreibung mit Teilnahmewettbewerb wird 
der Wettbewerb eingeschränkt, Auftragsvergaben könnten sich faktisch auf den lokalen 
Bereich beschränken und mit dem Verzicht auf (Teilnahme-) Wettbewerbe geht ein Verlust an 
Transparenz einher. In Anbetracht der derzeitigen Rahmenbedingungen - insbesondere der 
sehr dynamischen Lage, ohne dass sämtliche Beschaffungen derzeit bereits besonders 
dringlich im Sinne von § 8 Abs. 4 Nr. 9 UVgO sind - erscheint es notwendig, diese Grundsätze 
für bestimmte Leistungsgegenstände zurückzustellen. Die Ausführungsbestimmung soll eine 
Hilfestellung liefern, dass in Anbetracht der oben beschriebenen schwierigen 
Rahmenbedingungen rechtzeitig ordnungsgemäße Vergabeverfahren durchgeführt und zum 
Vertragsabschluss gebracht werden und in der Folge die zur Versorgung von 
Schutzsuchenden, zur umfänglichen Gewährleistung des Katastrophenschutzes und der 
Gefahrenabwehr, zur Verbesserung der IT- und Cyber-Sicherheit sowie zur Ausübung von 
Sektorentätigkeiten notwendigen Bedarfe zügig gedeckt werden. Durch die 
Ausführungsbestimmung werden die Vergabeverfahren vereinfacht und beschleunigt. Es wird 
ein Anreiz für die öffentlichen Auftraggeber geschaffen, sich auf zu erwartende, aber noch 
nicht klar abzeichnende Entwicklungen in für den gesellschaftlichen Zusammenhalt, die 
humanitäre Versorgung, die öffentliche Daseinsvorsorge sowie die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung relevanten Bereichen frühzeitig einzustellen. Im Vergleich zu ggf. ebenfalls 
erforderlichen Dringlichkeitsbeschaffungen (§ 8 Abs. 4 Nr. 9 UVgO) stellt diese 
Ausführungsbestimmung sogar ein Mehr an Wettbewerb her, da weiterhin grundsätzlich 
mindestens drei Unternehmen zur Abgabe eines Angebots oder zur Teilnahme an 
Verhandlungen aufzufordern sind.  

Die beabsichtigte Ausführungsbestimmung soll (zunächst) bis zum 31. Juli 2022 befristet sein. 
Dadurch wird zunächst die derzeit äußerst dynamische Lage aufgefangen. Aufgrund des sich 
ständig ändernden Lagebildes ist derzeit jedoch nicht absehbar, ob eine zeitliche Ausweitung 
dieser Regelung erforderlich wird. Dies wird rechtzeitig vor Ablauf der Befristung unter 
Berücksichtigung der dann vorhandenen Rahmenbedingungen zu beurteilen sein. 
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Die Bezugnahme auf die EU-Schwellenwerte anstelle der konkreten Benennung einer 
betragsmäßigen Auftragswertgrenze führt dazu, dass die für die Daseinsvorsorge besonders 
relevanten Sektorenauftraggeber von höheren Grenzen profitieren. So soll die kurzfristige 
Deckung von Beschaffungsbedarfen im Bereich Wasser, Energie und Verkehr im Besonderen 
sichergestellt werden. 

Damit die Ausführungsbestimmung so bürokratiearm und wenig fehleranfällig wie möglich 
umgesetzt und das beabsichtigte Ziel bestmöglich erreicht werden kann, wird auf die 
Festlegung weiterer Anforderungen an die Durchführung der Verhandlungsvergaben mit oder 
ohne Teilnahmewettbewerb verzichtet. 

Weitere Verfahrenserleichterungen von den gemäß § 3 Abs. 1 und 2 Niedersächsisches 
Tariftreue- und Vergabegesetz (NTVergG) anzuwendenden Vergabe- und Vertragsordnungen 
können nur durch eine Regelung per Verordnung erfolgen (vergleiche § 3 Abs. 3 und 4 
NTVergG). Die Umsetzung wird aufgrund erforderlicher Abstimmungen einige Zeit in Anspruch 
nehmen und daher nicht in der benötigten Kurzfristigkeit zur Verfügung stehen. Daher erfolgt 
als ad-hoc-Maßnahme und somit unabhängig bzw. ergänzend zu den Regelungen in der 
Niedersächsischen Wertgrenzenverordnung die Erhöhung der Wertgrenze für die 
Verhandlungsvergabe mit oder ohne Teilnahmewettbewerb im Rahmen einer 
Ausführungsbestimmung. 

Auf die Möglichkeit für kommunale öffentliche Auftraggeber, im Rahmen ihrer gemäß § 28 
Abs. 2 Kommunalhaushalts- und –kassenverordnung (KomHKVO) zu erstellenden Richtlinien 
Abweichungen von den anzuwendenden Vergabe- und Vertragsordnungen zu regeln, wird 
ausdrücklich hingewiesen. § 28 KomHKVO findet Anwendung bei Vergaben unterhalb der EU-
Schwellenwerte und dort außerhalb des Anwendungsbereiches des NTVergG (siehe § 2 
NTVergG). In der Praxis betrifft dies insbesondere Auftragsvergaben unterhalb der NTVergG-
Eingangsschwelle (derzeit 20.000,00 Euro ohne Umsatzsteuer) sowie die Vergabe von 
freiberuflichen Leistungen. Beim Erlass der einheitlichen Richtlinien über das bei der Vergabe 
einzuhaltende Verfahren steht den Kommunen – unter Beachtung der Vorgaben in § 28 Abs. 
2 Satz 2 KomHKVO - ein gewisser Gestaltungsspielraum zu. 

Diese Ausführungsbestimmung ist auf Liefer- und Dienstleistungen begrenzt und umfasst 
keine Aufträge über Bauleistungen. Die Niedersächsische Wertgrenzenverordnung sowie die 
Vergabe und Vertragsordnung für Bauleistungen (VOB/A) sehen bereits Wertgrenzen für 
Freihändige Vergaben und Beschränkte Ausschreibungen ohne Teilnahmewettbewerb vor. 
Für besonders dringliche Leistungen trifft darüber hinaus § 3a Abs. 3 Nr. 2 VOB/A eine 
Regelung. Im Übrigen eröffnet die VOB/A nicht die Festlegung von Wertgrenzen im Rahmen 
einer Ausführungsbestimmung. 

Zur Klarstellung wird darauf hingewiesen, dass öffentlichen Auftraggebern ergänzend zu 
dieser Ausführungsbestimmung gemäß § 8 Abs. 4 Nr. 17 UVgO die Verhandlungsvergabe mit 
oder ohne Teilnahmewettbewerb ebenfalls zur Verfügung steht, sofern die jeweiligen 
Bedingungen des § 8 Abs. 4 Nrn. 1 bis 16 UVgO erfüllt sind. Dies umfasst auch Fälle der 
besonderen Dringlichkeit (siehe § 8 Abs. 4 Nr. 9 UVgO). 

 

 

 


